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Antrag 

der Abgeordneten Dieter Maaß (Herne), Achim Großmann, Dr. Ulrich Böhme (Unna), 
Edelgard Bulmahn, Norbert Formanski, Iris Gleicke, Gabriele Iwersen, Dr. Uwe 
Küster, Dr. Christine Lucyga, Angelika Mertens, Adolf Ostertag, Albrecht Papenroth, 
Otto Reschke, Dieter Schanz, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Ursula Schmidt 
(Aachen), Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Walter Schöier, Volkmar Schultz (Köln), 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Rolf Schwanitz, Wieland Sorge, Wolfgang Spanier, 

Dr. Peter Struck, Wolfgang Thierse, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Wohnungsbaugenossenschaften stärken - Mitglieder steuerlich fördern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Diskussionen zum Altschuldenhilfe-Gesetz haben ebenso wie 
eine Anhörung des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau im vergangenen Jahr dazu beigetragen, daß Fra- 
gen nach der Zukunft des genossenschaftlichen Wohnungsbaus 
wieder ins Zentrum der wohnungspolitischen Debatte gerückt 
wurden. 

In der gegenwärtigen wohnungspolitischen Situation, die trotz 
erheblicher Fertigstellungszahlen in den vergangenen beiden 
Jahren auch künftig von Wohnungsnot, insbesondere bei bezahl- 
barem Wohnraum, gekennzeichnet ist, ist es sinnvoll und erfor- 
derlich, alle Möglichkeiten zur Schaffung preiswerter Wohnun- 
gen wahrzunehmen. 

Hierzu gehört zweifellos auch eine vorurteilsfreie Diskussion über 
den genossenschaftlichen Wohnungsbau. Dieser bietet gegen- 
über dem Mietwohnungsbau wesentliche Vorteile: 

— er bietet für die Mitglieder Dauernutzungsverträge auf Lebens- 
zeit; der Verlust von Wohnungen durch Kündigungen ist 
grundsätzlich ausgeschlossen; 

— er ermöglicht auch Haushalten mit geringeren Einkommen 
eine Wohnmöglichkeit, die der Eigentumswohnung als Form 
des individuellen Eigentums nahekommt; 

— er setzt privates Kapital in erheblichem Umfang für Investitio- 
nen zum Wohnungserhalt und zur Wohnungserneuerung frei, 
das im Mietwohnungsbau nicht aktiviert wird; 
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— er ermöglicht die generationsübergreifende Weitergabe genos- 
senschaftlicher Leistungen und Werte; 

— er führt über Eigenleistungen und Einsatz privaten Kapitals 
sowie durch die Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten zu 
einer deutlichen Kostensenkung gegenüber den Kostenstruk- 
turen bei anderen Wohnungsbaugesellschaften, die sich auf 
Dauer in einer niedrigeren Miete/Nutzungsgebühr nieder- 
schlägt; auch die Zufriedenheit der Mitglieder in Wohnungs- 
genossenschaften mit ihrer Wohnform geht deutlich über die 
von Mieterhaushalten hinaus; 

— er ist solventer Träger im Eigenheim und Eigentumswoh- 
nungsbau; 

— er ist grundsätzlich frei von Möglichkeiten unternehmerischer 
Spekulationen; 

— er trägt letztlich über die demokratisch legitimierten genossen- 
schaftlichen Gremien zu einem Stück gelebter Demokratie bei. 

Nach Zahlen des Gesamtverbandes der Wohnungswirtschaft gibt 
es in der gesamten Bundesrepublik Deutschland etwa 2 000 Woh- 
nungsgenossenschaften mit ca. 2,2 Millionen Wohnungen. Fünf 
bis sechs Millionen Menschen in Deutschland leben damit in einer 
Genossenschaftswohnung. Die westdeutschen Genossenschaften 
haben in den Jahren 1990 bis 1994 - bei steigender Tendenz - 
über 60 000 neue Wohnungen gebaut. 

In den neuen Bundesländern wird die Frage, inwieweit Genossen- 
schaftsaus- und -neugründungen als Privatisierung nach dem 
Altschuldenhilfe-Gesetz anerkannt werden, seit geraumer Zeit 
diskutiert. Im Rahmen dieser Diskussion wird nicht immer deut- 
lich, von welchem genossenschaftlichen Verständnis die Diskus- 
sionsteilnehmer ausgehen. 

In den alten wie in den neuen Bundesländern ist außerdem 
wiederholt von verschiedenen Seiten darauf hingewiesen worden, 
daß eine deutliche verbesserte steuerliche Förderung von Genos- 
senschaftsmitgliedern zu einer erheblichen Ausweitung des Enga- 
gements in diesem Segment des Wohnungsmarktes führen könnte. 

Die Wiederbelebung des genossenschaftlichen Gedankens soll 
dazu beitragen, zusätzlich preiswerten Wohnraum zu schaffen. 
Darüber hinaus sind die vielfältigen Chancen des selbstverwalte- 
ten Wohnens zu nutzen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. die Voraussetzungen für eine Stärkung des genossenschaft- 
lichen Wohnungsbaus durch steuerliche Förderung der Mit- 
glieder von Wohnungsbaugenossenschaften zu schaffen. 

Dazu zählen insbesondere: 

a) Mitglieder von Wohnungsbaugenossenschaften erhalten 
eine steuerliche Förderung, die der Förderung des selbstge- 
nutzten Wohneigentums vergleichbar ist. Grundlage für die 
steuerliche Förderung ist der Beitrag, den ein Genossen- 
schaftsmitglied durch Zeichnung von Geschäftsanteilen der 
Wohnungsbaugenossenschaft zukommen läßt. 
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Die steuerliche Förderung muß zudem dem Umstand Rech- 
nung tragen, daß die steuerliche Begünstigung beim derzeit 
gültigen § lOe EStG sich nicht ausschließlich auf das Eigen- 
kapital richtet, sondern auf die Herstellungskosten bis zu 
einem Maximalbetrag von 330 000 DM. Die steuerliche För- 
derung von Genossenschaftsmitgliedern muß daher in 
einem angemessenen Verhältnis zur bestehenden Eigen- 
tumsförderung nach § lOe EStG stehen. Die Förderung wird 
nur gewährt, wenn die Geschäftsanteile der Genossen- 
schaftsmitglieder mindestens zehn Jahre in der Genossen- 
schaft verbleiben. Ein vollständiger Objektverbrauch nach 
§ lOe EStG ist mit der Inanspruchnahme der steuerlichen 
Förderung nicht verbunden. 

Zur Verwirklichung einer sozial gerechten und wohnungs- 
politisch effizienten Förderung muß die Umstellung des der- 
zeit gültigen § lOe EStG auf einen einkommensunabhängi- 
gen Abzug von der Steuerschuld erfolgen. Die Änderung 
muß die Förderung der Mitglieder von Wohnungsgenossen- 
schaften berücksichtigen. 

b) Die steuerliche Förderung von Genossenschaftsmitgliedern 
wird durch eine dem Baukindergeld vergleichbare zusätz- 
liche Förderung ergänzt; 

2. die Aus- und Neugründung von Wohnungsgenossenschaften 
nach dem gültigen Genossenschaftsrecht als Privatisierung im 
Sinne des Altschuldenhilfe-Gesetzes anzuerkennen und damit 
der Auffassung zu entsprechen, daß genossenschaftlich vermit- 
teltes Eigentum Eigentum im Sinne des Grundgesetzes ist und 
individuellem Eigentum nicht nachsteht, wie es im Rahmen 
einer Anhörung des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau deutlich gemacht wurde; 

3. den Genossenschaftsgedanken auf der Grundlage des heute 
gültigen Rechts offensiv zu vertreten und dessen Möglichkei- 
ten anhand von geeignetem Material öffentlichkeitswirksam 
darzustellen. 


Bonn, den 2. Juni 1995 


Dieter Maaß (Herne) 
Achim Großmann 
Dr. Ulrich Böhme (Unna) 
Edelgard Bulmahn 
Norbert Formanski 
Iris Gleiche 
Gabriele Iwersen 
Dr. Uwe Küster 
Dr. Christine Lucyga 
Angelika Mertens 
Adolf Ostertag 
Albrecht Papenroth 
Otto Reschke 


Dieter Schanz 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 
Ursula Schmidt (Aachen) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Walter Schöler 
Volkmar Schultz (Köln) 

Dr. Angelica Schwall-Düren 

Rolf Schwanitz 

Wieland Sorge 

Wolfgang Spanier 

Dr. Peter Struck 

Wolfgang Thierse 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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Begründung 

Zu Nummer 11. 1 

Die Wohnungsgenossenschaften haben aus langer Tradition her- 
aus bei der Lösung der wohnungspolitischen Probleme immer 
eine wichtige Rolle gespielt. Genossenschaftliches Eigentum ist 
als sogenanntes mittelbares Wohneigentum dem individuellen 
Wohneigentum in Form der Eigentumswohnung vergleichbar und 
ermöglicht den Mitgliedern von Genossenschaften individuelles 
Dauerwohnrecht, das sogar vererbbar gestaltet werden kann. Zu 
den Vorteilen genossenschaftlichen Wohnens zählen ebenso die 
Staffelung der Miete je nach Höhe des Eigenkapitaleinsatzes, die 
Inanspruchnahme verschieden großer Wohnungen je nach indivi- 
dueller Lebensgestaltung bei gleichen Quadratmetermietpreisen 
und weitere Vorteile, etwa das wirtschaftliche Miteigentum an der 
Genossenschaft und die Möglichkeit, demokratisch die Geschäfts- 
politik der Genossenschaft mitzubestimmen. 

Bei sinkender öffentlicher Wohnungsbauförderung ist eine Ver- 
stetigung der Bauleistungen nur durch die zusätzliche Mobilisie- 
rung privaten Kapitals zu meistern. Familien bzw. Personengrup- 
pen, deren Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht aus- 
reichen, um individuelles Eigentum zu schaffen oder zu erwerben, 
sollten daher die Möglichkeit erhalten, in den Genuß einer steuer- 
lichen Förderung zu kommen, wenn eine finanzielle Beteiligung 
an der Bautätigkeit der Genossenschaft erfolgt. 

Die erwünschte Mobilisierung privaten Kapitals in den genossen- 
schaftlichen Wohnungsbau ist nach Ansicht von Fachleuten nur 
dann zu erreichen, wenn - wie auch beim § 10 e EStG praktiziert - 
eine deutlich über das Eigenkapital hinausweisende Summe 
steuerlich berücksichtigt wird. Nach Aussagen der Bausparkassen 
liegt der Eigenkapitalanteil beim Wohneigentümer derzeit durch- 
schnittlich bei etwa 25%, der Verband deutscher Hypotheken- 
banken geht von etwa 30 % Eigenmitteln aus, so daß beispiels- 
weise eine Berücksichtigung des mit dem Faktor 3 oder 4 multipli- 
zierten Finanzierungsbeitrages der Genossenschaftsmitglieder 
denkbar erscheint. Angesichts der finanziellen Situation des 
angesprochenen Personenkreises ist eine steuerliche Regelung im 
Rahmen eines Abzugs von der Steuerschuld wünschenswert, die 
zudem Auszahlungsbeträge bei zu geringer Steuerschuld vor- 
sieht. 

Die steuerliche Förderung der Genossenschaftsmitglieder hat nur 
dann ihre Berechtigung, wenn deren Geschäftsanteile mit einer 
Bindungsfrist bei der Genossenschaft verbleiben. 

Andererseits ist es nicht wünschenswert, mit der Inanspruch- 
nahme der steuerlichen Förderung von Genossenschaftsanteilen 
einen Objektverbrauch im Sinne des § lOe EStG anzurechnen. 
Die Förderung nach § 10 e EStG sollte erhalten bleiben, ggf. 
vermindert um einen Anteil, der der steuerlichen Förderung des 
Genossenschaftsanteils entspricht. 
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Zu Nummer 11. 2 

Die Anhörung im Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau am 18. Mai 1994 hat deutlich gemacht, daß von der 
überwiegenden Mehrheit der angehörten Sachverständigen die 
Auffassung vertreten wird, daß die Wohnungsgenossenschaften 
ihren Mitgliedern eine Eigentümerstellung nach Artikel 14 Abs. 1 
des Grundgesetzes vermitteln, die sich von der rechtlichen Stel- 
lung von Mietern erheblich unterscheidet. Die Neugründung oder 
Ausgründung von Genossenschaften aus bestehenden Woh- 
nungsbaugesellschaften erfüllt damit den Tatbestand der mieter- 
nahen Privatisierung und ist daher als solche anzuerkennen. 

Zu Nummer 11. 3 

Genossenschaftliches Eigentum bietet auch Haushalten mit nied- 
rigem bis mittlerem Einkommen die Möglichkeit, eine der Eigen- 
tumswohnung vergleichbare Wohnform zu schaffen und damit 
eine hohe Wohnsicherheit zu erhalten. Um dem genossenschaft- 
lichen Gedanken zu einer Renaissance zu verhelfen, erscheint 
daher eine öffentlichkeitswirksame Unterstützung seitens des 
Bundes wünschenswert, die sich beispielsweise auch in einer 
Unterstützung der Institutionen zeigen könnte, die sich intensiv 
um eine Entwicklung und Verbreitung des Genossenschaftswe- 
sens bemühen. Eine solche öffentlichkeitswirksame Unterstüt- 
zung ist vor allem in Verbindung mit der unter Nummer 11. 1 
geforderten steuerlichen Förderung von Genossenschaftsanteilen 
sinnvoll und wünschenswert. 
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